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Sommerfest zum Kanzleijubiläum –  
ein Tag voller Begegnungen

46 Jahre Kanzlei Mentel & Mentel – ein 
schöner Anlass, um gemeinsam zu feiern. 
Dass sich daraus ein rundum gelungenes 
Sommerfest entwickeln würde, war bereits 
am Nachmittag zu spüren. Trotz hochsom-
merlicher Temperaturen folgten zahlreiche 
Mandanten, Geschäftspartner, Freunde und 
Wegbegleiter der Einladung und verbrachten 
den Nachmittag und Abend in entspannter 
Atmosphäre auf dem Kanzleigelände.

Für das leibliche Wohl war bestens 
gesorgt. Das Kuchenbuffet, das unsere 
Mitarbeiterinnen wie immer mit viel Liebe 

zusammengestellt hatten, ließ keine Wün-
sche offen. Herzhaft wurde es mit dem 
Buffet der Metzgerei Weber, während ein 
besonders charmantes Schwestern-Trio am 
Pilswagen für kühle Getränke sorgte. Beson-
ders die kleinen Gäste freuten sich über den 
nostalgischen Eiswagen der Eismanufaktur 
Beindlhof, der schnell zum Anziehungs-
punkt wurde.

Die gemütlichen Sitzecken im Garten der 
Kanzlei boten Gelegenheit für viele gute 
Gespräche und ein Wiedersehen mit lang-
jährigen Wegbegleitern. Eine kleine Überra-

schung hielt der Tag ebenfalls bereit: viele 
Gäste erfuhren erst vor Ort, dass unsere 
Kanzleiinhaberin gleichzeitig einen runden 
Geburtstag feierte. Inmitten ihrer geschätz-
ten Mitarbeiter konnte es keinen schöneren 
Ort für ihren Geburtstag geben.

Wir bedanken uns herzlich bei allen Mit-
arbeitern, Gästen und Freunden, die dieses 
Sommerfest zu einem unvergesslichen Tag 
gemacht haben. Gemeinsam haben wir nicht 
nur ein Kanzleijubiläum gefeiert, sondern 
viele schöne Momente miteinander gesam-
melt.  ■
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Die Neuregelung ersetzt keine sorgfältige Vertragsgestaltung. Soll das Arbeitszimmer 
an die GmbH vermietet werden, sollten Mietvertrag, Miethöhe und tatsächliche 
Nutzung dem Fremdvergleich standhalten. Andernfalls kann das Finanzamt die 
Vereinbarung steuerlich nicht anerkennen oder eine verdeckte Gewinnausschüttung 
annehmen – trotz der neuen Begünstigung nach § 8 EStDV. Schriftliche Verträge 
helfen, Rückfragen des Finanzamts zu vermeiden. 

EINKOMMENSTEUER

Häusliches Arbeitszimmer 
in GmbH
Viele Gesellschafter-Geschäftsführer nutzen für ihre GmbH ein häusliches Arbeits-
zimmer. Wird dieses an die GmbH vermietet, konnte dies bislang unter bestimmten 
Voraussetzungen erhebliche steuerliche Folgen haben (sog. Betriebsaufspaltung). Die 
Neufassung des § 8 EStDV schafft hier seit Ende 2025 mehr Rechtssicherheit.

EINKOMMENSTEUER 

Ungenutzter Firmen­
wagen verhindert 
Steuervorteil
Wer für Dienstreisen den eigenen Pkw 
nutzt, obwohl ein Firmenwagen zur 
Verfügung gestanden hätte, kann die 
dadurch entstehenden Fahrtkosten 
nicht ohne Weiteres steuerlich geltend 
machen. Das hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) kürzlich entschieden.

Hintergrund ist, dass die Überlassung eines 
Arbeitszimmers in bestimmten Fällen dazu 
führen kann, dass das Arbeitszimmer steu-
erlich dem steuerverhafteten Betriebs-
vermögen zugerechnet wird und dass die 
GmbH-Anteile Betriebsvermögen darstellen. 
Dies kann unter anderem bei einer späteren 
Beendigung der Nutzung zu einer unerwar-
teten und evtl. sehr hohen Steuerbelastung 
führen, als sowohl eine Wertsteigerung des 
Arbeitszimmers zu versteuern ist, also auch 
die Gesellschaftsanteile steuerpflichtig ent-
nommen werden müssen.

Neue Regelung erleichtert die Praxis
Die Neuregelung erweitert die Möglich-
keiten, ein häusliches Arbeitszimmer wei-
terhin dem Privatvermögen zuzuordnen. 
Begünstigt sind insbesondere kleinere 
Arbeitszimmer. Künftig reicht es aus, wenn 
entweder die Fläche von 30 m² oder der 

Wert von € 40.000 nicht überschritten wird. 
Bislang mussten mehrere Voraussetzun-
gen gleichzeitig erfüllt sein, nämlich nicht 
mehr als 20 % des Werts und nicht mehr 
als € 20.500. Voraussetzung ist jedoch, 
dass der Gesellschafter das gesetzlich 
vorgesehene Wahlrecht zur Behandlung 
als Privatvermögen ausdrücklich ausübt 
und eine vertragliche Gestaltung der Ver-
mietung an die GmbH vornimmt, die dem 
Fremdvergleich Stand hält. Sind diese Vor-
aussetzungen gegeben, sinkt das Risiko 
unerwünschter steuerlicher Folgen für viele 
Gesellschafter deutlich.

Fazit: Die Gesetzesänderung erleichtert die 
steuerliche Behandlung häuslicher Arbeits-
zimmer erheblich. Dennoch sollten Miet-
vertrag und Nutzung weiterhin sorgfältig 
gestaltet werden, damit die steuerlichen 
Vorteile nicht verloren gehen.  ■

Im entschiedenen Fall nutzte ein Arbeit-
nehmer für Dienstreisen seinen privaten 
Pkw, obwohl ihm auch ein Firmenwagen 
zur Verfügung stand. Die Kosten für die 
Fahrten mit seinem Privatauto machte er 
als Werbungskosten in seiner Einkom-
mensteuererklärung geltend.

Firmenwagen hat Vorrang 
Der BFH lehnte den Werbungskostenab-
zug ab. Zwar können beruflich veranlass-
te Fahrtkosten grundsätzlich steuerlich 
berücksichtigt werden. Entstehen dem 
Arbeitnehmer bei der Nutzung des Fir-
menwagens jedoch keine eigenen Fahrt-
kosten, ist die freiwillige Nutzung des Pri-
vatwagens regelmäßig unangemessen. 
Die dadurch verursachten Aufwendungen 
sind daher steuerlich nicht abzugsfähig.

Fazit: Arbeitnehmer können grundsätz-
lich selbst entscheiden, welches Fahrzeug 
sie für Dienstreisen nutzen. Führt die Ent-
scheidung jedoch zu vermeidbaren Mehr-
kosten, obwohl ein kostenfrei nutzbarer 
Firmenwagen bereit steht, bleiben die 
zusätzlichen Ausgaben regelmäßig steu-
erlich unberücksichtigt. Dies gilt umso 
mehr, wenn der zur Verfügung stehende 
Dienstwagen in der Zwischenzeit vom Ehe-
partner genutzt wurde.  ■
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MIETRECHT

Keine 
Untervermietung 
mit Gewinn
Mieter dürfen ihre Wohnung unter 
bestimmten Voraussetzungen unter-
vermieten. Wer damit jedoch gezielt 
Gewinne erzielen möchte, kann sich 
nicht auf den gesetzlichen Anspruch 
auf Erlaubnis zur Untervermietung 
berufen. Das hat der Bundesge-
richtshof entschieden.

Im entschiedenen Fall hatte der Ver-
mieter einer Untervermietung zunächst 
zugestimmt. Für eine spätere weitere 
Untervermietung verweigerte er jedoch 
seine Zustimmung. 

Der Mieter wollte seine Wohnung zu 
einem deutlich höheren Preis unterver-
mieten, als er selbst an Miete zahlte. 
Die verlangte Untermiete hätte zudem 
die am Wohnort geltende Mietpreis-
bremse überschritten. Der Mieter war 
der Ansicht, sein Interesse an gerin-
geren Wohnkosten begründe den-
noch einen Anspruch auf die erneute 
Zustimmung.

Keine Zustimmung bei 
Gewinnerzielung
Der Bundesgerichtshof stellte klar, 
dass der Wunsch, die eigenen Wohn-
kosten zu senken, grundsätzlich ein 
berechtigtes Interesse an einer Unter-
vermietung sein kann. 

Dient die Untervermietung jedoch 
überwiegend der Gewinnerzielung – 
insbesondere unter Umgehung der 
am Ort geltenden Mietpreisbremse –, 
besteht kein Anspruch auf Zustim-
mung des Vermieters. Dass dieser 
einer früheren Untervermietung zuge-
stimmt hatte, änderte daran nichts.

Fazit: Eine frühere Zustimmung des 
Vermieters begründet keinen Anspruch 
auf jede weitere Untervermietung. Soll 
diese vor allem Gewinne erzielen oder 
die Mietpreisbremse umgehen, darf 
der Vermieter seine Zustimmung ver-
weigern.  ■



GEWERBESTEUER

Hotelkosten können 
Gewerbesteuer erhöhen
Ob auf Baustellen, bei Montageeinsätzen oder an Kundenstandorten – Unternehmen 
müssen ihre Mitarbeiter häufig auswärts unterbringen. Das kann unter bestimmten 
Voraussetzungen gewerbesteuerliche Folgen haben. Der Bundesfinanzhof hat dies mit 
drei Urteilen vom 15.01.2026 klargestellt.

ARBEITSRECHT

Kündigungsschutz vor jedem 
Elternzeit-Abschnitt
Wer seine Elternzeit auf mehrere Zeitabschnitte verteilt, genießt den besonderen Kün-
digungsschutz nicht nur vor dem ersten, sondern auch vor jedem weiteren Abschnitt. 
Das hat das Bundesarbeitsgericht mit einem Urteil klargestellt.

Die Verfahren betreffen unter anderem 
einen Personaldienstleister, einen Veran-
stalter von Konferenzen und ein Unterneh-
men, das Mitarbeiter auf auswärtigen Bau-
stellen unterbrachte. In allen Fällen stellte 
sich die Frage, ob die Aufwendungen für 
die Unterkünfte bei der Gewerbesteuer 
hinzugerechnet werden müssen. Hinter-
grund ist die sogenannte gewerbesteuerli-
che Hinzurechnung. Bestimmte Miet- und 
Pachtaufwendungen werden dem Gewinn 
teilweise wieder hinzugerechnet. Dadurch 
sollen Unternehmen, die Wirtschaftsgüter 
anmieten, gewerbesteuerlich nicht besser 
gestellt werden als Unternehmen, die diese 
im Eigentum nutzen.

Dauerhafte Nutzung ist entscheidend
Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs 
kommt es darauf an, ob Hotelzimmer, Feri-
enwohnungen oder Mitarbeiterunterkünfte 
nach dem Betriebskonzept dauerhaft für 
den Geschäftsbetrieb benötigt werden. Ist 
dies der Fall, würden sie bei unterstelltem 
Eigentum zum Anlagevermögen gehören. 
Dann können die Aufwendungen der gewer-
besteuerlichen Hinzurechnung unterliegen. 

Einmalige oder gelegentliche Übernach-
tungen, etwa bei Fortbildungen oder Mes-
sen, reichen hierfür regelmäßig nicht aus. 
Zudem greift die Hinzurechnung erst, wenn 
die maßgeblichen Entgelte insgesamt den 
Freibetrag von € 200.000 überschreiten.

Fazit: Unternehmen sollten die regelmäßige 
Anmietung von Unterkünften steuerlich prü-
fen. Entscheidend ist nicht die Art der Unter-
kunft, sondern ihre dauerhafte betriebliche 
Nutzung.  ■

Der besondere Kündigungsschutz beginnt 
mit Einreichen der Elternzeit, frühestens 
jedoch acht Wochen vor dem geplanten 
Start der Elternzeit (bei Elternzeit bis zum 
vollendeten dritten Lebensjahr des Kin-
des). Er soll sicherstellen, dass Arbeitneh-
mer ihre Elternzeit planen und in Anspruch 
nehmen können, ohne aus Angst vor einer 
Kündigung auf dieses gesetzlich geschützte 
Recht verzichten zu müssen. 

Im entschiedenen Fall befand sich der 
Arbeitnehmer noch in der  Probezeit. Er 
hatte seine Elternzeit für mehrere Zeiträume 
mit nur einem einzigen Antrag angemeldet. 
Nachdem der erste Abschnitt beendet war, 
kündigte der Arbeitgeber noch vor Beginn 
des zweiten Abschnitts – ohne die nach 
dem Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetz erforderliche behördliche Zustim-
mung. Er war der Ansicht, der besondere 
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
KURIOS

Eimer Wasser 
rechtfertigt 
fristlose Kündigung
Ein Nachbarschaftsstreit kann schnell 
eskalieren – mit erheblichen mietrecht-
lichen Folgen. Das zeigt ein Urteil, bei 
dem eine Mieterin ihre Vermieterin mit 
einem Eimer Wasser übergoss.

Im konkreten Fall schüttete die Mieterin 
während eines Streits Wasser aus einem 
Fenster. Die Vermieterin wurde dabei 
vollständig durchnässt. Das Gericht ver-
glich den Vorfall mit der bekannten „Ice 
Bucket Challenge“, bei der man anderen 
einen Eimer Wasser über den Kopf schüt-
tete, weitere Personen zum Nachmachen 
motivierte und dafür dann Spenden sam-
melte. Die Mieterin bestritt, dass sie die 
Vermieterin absichtlich getroffen hätte. 
Nach Auffassung des Gerichts nahm sie 
jedoch zumindest billigend in Kauf, dass 
die Vermieterin getroffen wird.

Das Gericht hielt die fristlose Kündigung 
des Mietverhältnisses für wirksam. Ein 
tätlicher Angriff oder eine vergleichbare 
erhebliche Beeinträchtigung des Haus-
friedens kann einen wichtigen Grund für 
eine außerordentliche Kündigung dar-
stellen. Eine vorherige Abmahnung war 
in diesem Fall entbehrlich, da das Ver-
trauensverhältnis nachhaltig zerstört war.

Fazit:: Auch vermeintliche Scherze können 
schwerwiegende rechtliche Konsequen-
zen haben. Wer Vermieter oder andere 
Hausbewohner körperlich angreift oder 
bewusst gefährdet, riskiert den Verlust 
seiner Wohnung.  ■

ERBSCHAFTSSTEUER

Erbschaftsteuer trotz 
verlorenem Erbe?
Für die Erbschaftsteuer kommt es grundsätzlich auf den Wert des Nachlasses zum Zeit-
punkt des Todes an. Spätere Entwicklungen bleiben zunächst außer Betracht. Das kann 
dazu führen, dass Erben Erbschaftsteuer zahlen müssen, obwohl sie den Nachlass 
letztlich gar nicht oder nur teilweise erhalten. In besonderen Ausnahmefällen kann 
dies aus Billigkeitsgründen korrigiert werden. Zu einem solchen Fall  hat der Bundes
finanzhof entschieden.

Kündigungsschutz gelte nur vor dem ersten 
Abschnitt.

Probezeit schützt Arbeitgeber nicht
Das Bundesarbeitsgericht entschied, dass 
der besondere Kündigungsschutz vor 
jedem einzelnen angemeldeten Elternzeit-
Abschnitt erneut beginnt. Dies gilt auch 
dann, wenn sich der Arbeitnehmer noch 
in der Probezeit befindet. Da die Kündi-
gung innerhalb des geschützten Zeitraums 
erfolgte und keine behördliche Zustimmung 
vorlag, war sie unwirksam.

Fazit: Auch während der Probezeit gilt der 
besondere Kündigungsschutz vor der El-
ternzeit. Arbeitgeber müssen daher beach-

ten, dass eine Kündigung in diesem Zeit-
raum grundsätzlich nur mit behördlicher 
Zustimmung möglich ist.  ■

Im entschiedenen Fall war ein handschrift-
liches Testament des Erblassers zunächst 
nicht bekannt. Deshalb beantragten die 
Mutter und die Schwester des Erblassers 
einen Erbschein als gesetzliche Erbinnen, 
der ihnen auch erteilt wurde. Erst später 
wurde ein Testament aufgefunden. Danach 
gehörte auch der Kläger zu den Erben. Er 
bemühte sich über einen längeren Zeit-
raum, seine Erbenstellung feststellen zu 
lassen und den Nachlass zu sichern. Als 

dies schließlich gelang, war das Vermögen 
jedoch bereits verbraucht. Deshalb bean-
tragte er, die festgesetzte Erbschaftsteuer 
aus Billigkeitsgründen auf 0€ zu reduzie-
ren.

Herabsetzung nur in besonderen 
Ausnahmefällen
Der Bundesfinanzhof stellte klar, dass 
für die Erbschaftsteuer grundsätzlich die 
Vermögensverhältnisse im Zeitpunkt des 
Erbfalls maßgeblich sind. Nur wenn den 
Erben kein Verschulden trifft und er wirt-
schaftlich tatsächlich nicht bereichert ist, 
kann eine Billigkeitsmaßnahme gerechtfer-
tigt sein. Voraussetzung ist, dass der Erbe 
alles Zumutbare unternommen hat, um den 
Nachlass zu sichern und mögliche Ersatzan-
sprüche verfolgt hat.

Fazit: Der spätere Verlust eines Nachlasses 
führt nicht automatisch zu einer geringeren 
Erbschaftsteuer. Wer den Nachlass unver-
schuldet nicht erhält, kann aber unter engen 
Voraussetzungen eine Billigkeitsentschei-
dung beantragen.  ■
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